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Öffentliche Bekanntmachungen
Bekanntmachung der Stadt Übach-Palenberg 

aufgrund von §28 Absatz 1 Satz 2 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) in Ver-
bindung mit den Weisungen des für landesweit anzuordnende Maßnah-
men des Gesundheitsschutzes zuständigen Ministeriums für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales (MAGS) gemäß §§ 3 Absatz 1, 7 Absatz 3, 9 Absatz 1 
Ordnungsbehördengesetz (OBG NRW) zunächst bis zum 19. April 2020: 

1. Für Reiserückkehrer aus Risikogebieten nach RKI-Klassifizierung gelten 
für den Zeitraum von 14 Tagen nach Aufenthalt Betretungsverbote für 
folgende Bereiche:
a) Gemeinschaftseinrichtungen (Kindertageseinrichtungen, Kinderta-

gespflegestellen, Heilpädagogische Kindertageseinrichtungen, „Kin-
derbetreuung in besonderen Fällen“, Schulen und Heime, in denen 
überwiegend minderjährige Personen betreut werden) sowie betriebs-
erlaubte Einrichtungen nach § 45 SGB VIII (stationäre Erziehungshil-
fe) 

b) Krankenhäuser, Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen, in de-
nen eine den Krankenhäusern vergleichbare medizinische Versor-
gung erfolgt, Dialyseeinrichtungen, Tageskliniken 

c) stationäre Einrichtungen der Pflege und der Eingliederungshilfe, be-
sondere Wohnformen im Sinne des SGB IX sowie ähnliche Einrich-
tungen

d) Berufsschulen 
e) Hochschulen 

2. Für Krankenhäuser, Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen sowie 
für stationäre Einrichtungen der Pflege und der Eingliederungshilfe, be-
sondere Wohnformen im Sinne des SGB IX sowie ähnliche Einrichtun-
gen gelten nachstehende Maßnahmen:
• Diese Einrichtungen haben Maßnahmen zu ergreifen, um den Eintrag 

von Corona-Viren zu erschweren, Patienten und Personal zu schützen 
und persönliche Schutzausrüstung einzusparen. 

• Sie haben Besuchsverbote oder restriktive Einschränkungen der Be-
suche auszusprechen; maximal ist aber ein registrierter Besucher pro 
Bewohner/ Patient pro Tag mit Schutzmaßnahmen und mit Hygie-
neunterweisung zuzulassen. Ausgenommen davon sind medizinisch 
oder ethisch-sozial angezeigte Besuche (z. B. Kinderstationen, Pallia-
tivpatienten). 

• Kantinen, Cafeterien oder andere der Öffentlichkeit zugängliche Ein-

richtungen für Patienten und Besucher sind zu schließen 
• Sämtliche öffentliche Veranstaltungen wie Vorträge, Lesungen, Infor-

mationsveranstaltungen etc. sind zu unterlassen. 

3. Folgende Einrichtungen, Begegnungsstätten und Angebote sind zu 
schließen beziehungsweise einzustellen: 
• Alle Kneipen, Cafés, Bars, Clubs, Diskotheken, Theater, Opern- und 

Konzerthäuser, Kinos, Museen und ähnliche Einrichtungen unab-
hängig von der jeweiligen Trägerschaft oder von Eigentumsverhält-
nissen ab dem 16.03.2020

• Alle Messen, Ausstellungen, Freizeit- und Tierparks und Anbieter von 
Freizeitaktivitäten (drinnen und draußen), Spezialmärkte und ähnli-
che Einrichtungen ab dem 18.03.2020

• Alle Fitness-Studios, Schwimmbäder und „Spaßbäder“, Saunen und 
ähnliche Einrichtungen ab dem 16.03.2020 

• Spiel- und Bolzplätze ab dem 18.03.2020
• Alle Angebote in Volkshochschulen, in Musikschulen, in sonstigen 

öffentlichen und privaten außerschulischen Bildungseinrichtungen 
ab dem 17.03.2020 

• Reisebusreisen ab dem 18.03.2020
• Jeglicher Sportbetrieb auf und in allen öffentlichen und privaten 

Sportanlagen sowie alle Zusammenkünfte in Vereinen, Sportverei-
nen, sonstigen Sport- und Freizeiteinrichtungen ab dem 17.03.2020

• Spielhallen, Spielbanken, Wettbüros und ähnliche Einrichtungen ab 
dem 16.03.2020 

• Gleiches gilt für Prostitutionsstätten, Bordelle und ähnliche Einrich-
tungen ab dem 16.03.2020. 

4. Der Zugang zu Angeboten der nachstehenden Einrichtungen wird ab 
dem 16.03.2020 beschränkt und ist nur unter strengen Auflagen sowohl 
für den Innen- als auch den Außenbereich (Besucherregistrierung mit 
Kontaktdaten, Reglementierung der Besucherzahl, Vorgaben für Min-
destabstände zwischen Tischen von 2 Metern, Aushänge mit Hinweisen 
zur richtigen Hygienemaßnahmen und der Einhaltung der Hinweise des 
Robert-Koch-Instituts) gestattet: 
a) Bibliotheken außer Bibliotheken an Hochschulen und 
b) Mensen, Restaurants und Speisegaststätten sowie Hotels für die Bewir-

tung von Übernachtungsgästen 
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erlässt folgende 
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Für Restaurants und Speisegaststätten ist zudem zu regeln, dass diese 
frühstens ab 6 Uhr zu öffenen und spätestens ab 15 Uhr zu schließen 
sind.

5. NICHT zu schließen ist der Einzelhandel für Lebensmittel, Wochen-
märkte, Abhol- und Lieferdienste, Getränkemärkte, Apotheken, Sani-
tätshäuser, Drogerien, Tankstellen, Banken und Sparkassen, Poststellen, 
Frisöre, Reinigungen, Waschsalons, der Zeitungsverkauf, Bau-, Garten-
bau- und Tierbedarfsmärkte und der Großhandel. Alle anderen Verkaufs-
stellen des Einzelhandels sind ab dem 18.03.2020 zu schließen. Dienst-
leister und Handwerker können ihrer Tätigkeit weiterhin nachgehen.

6. Der Zugang zu Einkaufszentren, „shopping-malls“ oder „factory outlets“ 
und vergleichbaren Einrichtungen ist ab dem 18.03.2020 nur zu gestat-
ten, wenn sich dort nicht zu schließende Einrichtungen nach Nummer 
5 Satz 1 befinden, und nur zu dem Zweck, diese Einrichtungen aufzusu-
chen.

7. Geschäften des Einzelhandels für Lebensmittel, Wochenmärkten, Ab-
hol- und Lieferdiensten, Apotheken sowie Geschäften des Großhandels 
ist bis auf weiteres auch die Öffnung an Sonn- und Feiertagen von 13 bis 
18 Uhr gestattet; dies gilt nicht für Karfreitag, Ostersonntag und Oster-
montag.

8. Sämtliche Verkaufsstellen im Sinne des Ladenöffnungsgesetzes werden 
darauf hingewiesen, dass die erforderlichen Maßnahmen zur Hygiene, 
zur Steuerung des Zutritts und zur Vermeidung von Warteschlagen zu 
treffen sind.

9. Übernachtungsangebote zu touristischen Zwecken sind untersagt.

10.Veranstaltungen sind grundsätzlich untersagt. Das schließt grundsätz-
lich auch Verbote für Versammlungen unter freiem Himmel wie De-
monstrationen ein, die nach Durchführung einer individuellen Verhält-
nismäßigkeitsprüfung zugelassen werden können. Ausgenommen sind 
Veranstaltungen, die der Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung oder der Daseinsfür- und –vorsorge zu dienen bestimmt 
sind oder der Versorgung der Bevölkerung dienen (z. B. Wochenmärk-
te). Ausgenommen sind auch Blutspendetermine, die unter Beachtung 
der der Pandemielage angepassten besonderen hygienischen Vorkeh-
rungen, insbesondere, dass bei Blutspendeterminen die Kontakte auf 
ein Minimum begrenzt werden, die Verweildauer der Spender möglichst 
gering ist und Spender, die einen Anhalt für einen Infekt bieten, bereits 
zu Beginn erkannt werden und den Termin umgehend verlassen, durch-
geführt werden, da sie der Versorgung der Bevölkerungen mit lebensnot-
wendigen Blutprodukten dienen.

Versammlungen auch zur Religionsausübung unterbleiben. Kirchen, 
Islam-Verbände und jüdische Verbände haben entsprechende Erklärun-
gen abgegeben.

11.Der räumliche Geltungsbereich dieser Allgemeinverfügung erstreckt 
sich auf das gesamte Stadtgebiet der Stadt Übach-Palenberg.

12.Die Anordnungen unter 1 bis 11 sind sofort vollziehbar.

13.Die Anordnungen unter 1 bis 11 treten am Tage nach der öffentlichen 
Bekanntmachung in Kraft.

14.Auf die Strafbarkeit einer Zuwiderhandlung gegen diese Anordnung 
wird hingewiesen (§75 Abs.1 Nr.1, Abs.3 Infektionsschutzgesetz)

Begründung:
Das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 hat sich in kurzer Zeit weltweit 
verbreitet. Auch in Deutschland und insbesondere in Nordrhein-Westfalen 
und hier insbesondere im Kreis Heinsberg gibt es inzwischen zahlreiche In-
fektionen. 

Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im Sinne des § 
2 Abs.1 IfSG.

Der Virus wird von Mensch zu Mensch übertragen. Hauptübertragungs-
weg ist die Tröpfcheninfektion. Die Übertragung kann direkt von Mensch 
zu Mensch über die Schleimhäute der Atemwege oder auch indirekt über 
Hände, die dann mit Mund- oder Nasenschleimhaut sowie der Augenbin-
dehaut in Kontakt gebracht werden, erfolgen. Insofern erhöht sich das Ri-
siko einer Ansteckung mit dem SARS-CoV-2-Virus beim Zusammentreffen 
vieler Menschen auf kleinen Raum potenziell und damit die Gefahr, dass 
sich Infektionen in der Bevölkerung weiter verbreiten.

Vor dem Hintergrund drastisch steigender Infektionszahlen in den vergan-
genen Tagen und der weiterhin dynamischen Entwicklung der SARS-CoV-2 
Infektionen ist es erforderlich, weitere kontaktreduzierende Maßnahmen 
zur Beeinflussung der Ausbreitungsdynamik zu ergreifen und Infektions-
ketten zu unterbrechen. Um insbesondere eine auskömmliche Versorgung 
mit Intensivbetten für schwerbehandlungsbedürftige Patienten aufrecht 
zu erhalten, ist es erforderlich, die Ausbreitung des SARS-CoV-2-Virus ein-
zudämmen oder zumindest zu verlangsamen.

Nach der Einschätzung des Robert-Koch-Instituts (RKI) sind zur Bewälti-
gung der aktuellen Weiterverbreitung des SARS-CoV-2-Virus „massive An-
strengungen auf allen Ebenen des öffentlichen Gesundheitsdienstes erfor-
derlich“.

Gemäß §28 Absatz 1 IfSG wurden auf dem Gebiet der Stadt Übach-Palen-
berg ebenfalls bereits mehrere Kranke, Krankheitsverdächtige oder Aus-
scheider des Corona-Virus festgestellt. 

Die zuständige Behörde hat die notwendigen Maßnahmen zur Abwendung 
der dem Einzelnen oder der Allgemeinheit drohenden Gefahren zu treffen 
(§§ 16 Abs. 1, Satz 1, 28 Abs. 1 Satz 2 IfSG).

Aufgrund des Erlasses des Ministeriums für Gesundheit, Arbeit und Soziales 
NRW vom 15.03.2020 zu weiteren kontaktreduzierenden Maßnahmen ab 
dem 16. Und 17. März 2020, der Fortschreibung der Erlasse vom 15. Und 
17. März 2020 zu weiteren kontaktreduzierenden Maßnahmen ab dem 
18.03.2020 und aufgrund der Ergänzung des Erlasses vom 15.03.2020 zu 
weiteren kontaktreduzierenden Maßnahmen ab dem 16.03.2020 und dem 
17.03.2020 mit Datum vom 17.03.2020 sollen nunmehr verschiedene Maß-
nahmen zur Unterbrechung der Infektionsketten und zur Beeinflussung 
der Ausbreitungsdynamik ergriffen werden.

Mit dieser Allgemeinverfügung setzt die Stadt Übach-Palenberg diese Erlas-
se als für die Maßnahmen nach §§ 16, 28 IfSG zuständige Behörde gemäß § 
3 ZVO-IfSG um.

Die getroffenen Anordnungen entsprechen dem Grundsatz der Verhältnis-
mäßigkeit. Sie sind sowohl geeignet als auch erforderlich und angemessen, 
um den erstrebten Zweck, nämlich den Schutz der Gesundheit des Einzel-
nen und der Allgemeinheit, zu erreichen.

Sie sind geeignet, da durch sie die dringend erforderliche Verzögerung des 
Eintritts von weiteren Infektionen erreicht werden kann. Dadurch gelingt 
es, das Gesundheitswesen nicht zu überlasten und die erforderlichen Kapa-
zitäten für die Behandlungen von Erkrankten sowie sonstigen Krankheits-
fällen bereitzuhalten. Damit wird auch Zeit gewonnen, Therapeutika und 
Impfstoffe zu entwickeln.

Die getroffenen Anordnungen sind erforderlich, da mildere Mittel bei glei-
cher Zweckförderlichkeit für mich unter Berücksichtigung aller sachge-
rechten Erwägungen derzeit nicht ersichtlich sind. 
Hierbei ist auch zu berücksichtigen, dass die Stadt Übach-Palenberg im Be-
reich des Coronaviren-Krisengebietes „Kreis Heinsberg“ liegt.

Vor dem Hintergrund des bestehenden Infektionsrisikos sind die getroffe-
nen Anordnungen auch angemessen, da Sie gemessen am Zweck dieser All-
gemeinverfügung nicht unangemessen belastet werden. Zwar werden die 
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Grundrechte der Artikel 2 Abs.2 Satz 2, 4 Abs. 2, 12 Abs. 1, 14 Abs. 1, Artikel 
8 Grundgesetz insoweit eingeschränkt. Die Maßnahme ist in Anbetracht 
der vorrangigen Interessen der Gesundheitssicherung der Bevölkerung, 
insbesondere der besonderen Risikogruppen, gerechtfertigt. Aus Grün-
den der Verhältnismäßigkeit ist das Verbot im Übrigen zunächst bis zum 
19.04.2020 beschränkt.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe Klage bei dem Verwaltungsgericht in Aachen, Adalbertsteinweg 
92, 52070 Aachen schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle oder in elektronischer Form nach Maßgabe der Verord-
nung über den elektronischen Rechtsverkehr bei den Verwaltungs- und Fi-
nanzgerichten im Lande Nordrhein-Westfalen erhoben werden.

Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen Dokuments 
an die elektronische Poststelle des Gerichts erhoben werden. Das elektroni-
sche Dokument muss für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein. 
Es muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantworten-
den Person versehen sein oder von der verantwortenden Person signiert 
und auf einem sicheren Übermittlungsweg gemäß § 55a Absatz 4 VwGO 

eingereicht werden. Die für die Übermittlung und Bearbeitung geeigneten 
technischen Rahmenbedingungen bestimmen sich nach näherer Maßgabe 
der Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektroni-
schen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Behördenpost-
fach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) vom 24. Novem-
ber 2017 (BGBl. I S. 3803).

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
Eine Klage gegen diese Allgemeinverfügung hat gem. § 16 Abs. 8 IfSG keine 
aufschiebende Wirkung. Auf Antrag kann das Verwaltungsgericht Aachen 
gem. § 80 Abs. 5 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) die aufschie-
bende Wirkung ganz oder teilweise anordnen.

Übach-Palenberg, den 18.03.2020

gez. Jungnitsch
Bürgermeister


